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Statuten des Vereins 
d’Wirkstatt 

Die verwendeten personenbezogenen Ausdrücke umfassen alle Menschen und Mitglieder gleichermaßen. 
 

§ 1.  Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 

1.1. Der Verein führt den Namen:  

 d’Wirkstatt – Förderverein zur Fürsorge und Vorsorge sowie Hilfe zur Selbsthilfe  

1.2. und hat seinen Sitz in: Höchst 

1.3. Sein Tätigkeitsbereich erstreckt sich auf Österreich und die ganze Welt. 

1.4. Funktionsbezeichnungen in diesen Statuten verstehen sich in allen geschlechtlichen Formen. 

1.5. Die Errichtung von Zweigvereinen und Kooperationen ist beabsichtigt. 

1.6. Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 

§ 2.  Zweck 

Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, verfolgt ausschließlich und unmittelbar ge-
meinnützige Zwecke. 

2.1. Im Mittelpunkt des Vereinslebens stehen gemeinsame, sich gegenseitig fördernde Wirkungsbereiche zur 
Erlangung der Harmonie & Stärkung & Entwicklung von Körper, Geist und Seele zur Erlangung & Er-
haltung von ganzheitlicher, so wie frei entfalteter Gesundheit, Lebendigkeit und Lebensfähigkeit. 

2.2. Durch die Erlernung der Selbsthilfe, im Bereich der Gesundheitspflege, fördert der Verein die Fürsorge 
für Kranke, Menschen ob Jung oder Alt und Familien, mit der Unterstützung von Wissenschaft und 
Er/Forschung. Hierbei werden auch Aspekte der Volksbildung, Völkerverständigung, Heimatpflege und 
Heimatkunde mit einbezogen. 

2.3. Gelebter Umweltschutz und Konsumentenschutz tragen der Förderung zur Gesundheitspflege für Ge-
sunde, Alte, Kranke und jeden Individuums bei. 

2.4. Es soll die Bewältigung von Alters- und Krankheitserscheinungen sowie anderen physischen und psychi-
schen Störungen erforscht, sowie die Linderung dieser erkundet und Gesundheit der Mitglieder bewahrt 
werden. Ebenso unterstützt der Verein die lebendige und kreative Weiterentwicklung und die ständige 
Erneuerung in allen gesundheitsfördernden Lebensbereichen (seelisch, psychisch und physisch) 
Die Verbindung zur Natur und Tier und zum Ursprünglichen wie z. Bsp. Ernährung, Gesundheit, Woh-
nen, Arbeit sowie Selbstversorgung. 
Zum friedvollen und sich gegenseitig unterstützenden Leben, der Lebensfreude, zur Erhaltung und För-
derung Selbstwertes und der Selbstliebe sowie Bewusstseinsförderung soll angestrebt werden. Der Aus-
tausch von Wissen, Fähigkeiten und gesunden Nahrungsmitteln soll bewahrt und gefördert werden. 
Unter diesen Vereinsaspekten wird zudem aktiv zum Zivilschutz beigetragen. 

2.5. Das Wissen und Bewusstsein hierfür kann auch in Projekten, unabhängigen Plattformen, gesammelt und 
erforscht oder in zB. Denkwerkstätten in theoretischer sowie praktischer Form weitergegeben werden - 
Hilfe zur Selbsthilfe. 

§ 3.  Tätigkeiten und Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks 

3.1. Der Zweck des Vereins soll durch folgende ideelle Mittel erreicht werden: 

3.1.1. Kooperationen mit Menschen und Mitgliedern in und mit verschiedenen Sozialgemeinschaften, 
Organisationen, Verbänden und sonstigen staatlichen und nichtstaatlichen Institutionen 



2 / 8 
 

3.1.2. Diverse Vereinstreffen, Veranstaltungen, Vereinsprojekten 

3.1.3. Mitteln zur Werbung von Mitgliedern 

3.1.4. Betreiben von zweckdienlichen Einrichtungen jeglicher Art 

3.1.5. Lokale, regionale, nationale und internationale Vernetzung, Kooperation, gemeinsame Tätig-
keit und Co- Kreation mit Gleichgesinnten, Fachkundigen und Interessierten 

3.1.6. Zweckdienliche Reisen 

3.1.7. Weitergabe oder Wahrung von Wissen und Erfahrungen 

3.1.8. Versammlungen und Besprechungen zur Koordinierung von Vereinsinteressen 

3.1.9. Schaffung von Voraussetzungen für die Ausübung des Vereinszweckes 

3.1.10. Mitwirkung bei öffentlichen Anlässen 

3.1.11. z.B. Schulungsmaterial, Webseiten, Landingpages, Accounts bei sozial Medien oder zweck-
dienlichen Plattformen, Web- Archiven und Mitgliederbereichen 

3.1.12. Fachbibliothek von einschlägigen und verwandten Themen 

3.1.13. Räumlichkeiten, Immobilien, Gegenstände und Grundstücke zu zweckdienlichen Tätigkeiten 

3.1.14. Herausgabe von z.B. Mitteilungsblättern, Vereinszeitschriften, Bücher, Publikationen, 
Newsletter oder Merchandise 

3.1.15. Öffentlichkeits- und Aufklärungstätigkeit 

z.B. Bild-, Ton-, und Datenträgern, Dokumentationen, Infomaterial 

3.1.16. Unterstützung von abgaberechtlich begünstigten Körperschaften (nach §34 bis 47 BAO) auch 
für Kostenersatz iSd. §40a Z 2 BAO 

3.1.17. z.B. Vorträge, Versammlungen, Diskussionsabende, Lesungen, Beratung, Begleitung, Semi-
nare, Workshops, Tagungen, Webinare 

3.1.18. Wenn der Verein es für sinnvoll erachtet, kann er sich Dritter (Erfüllungsgehilfen, Betriebsge-
sellschaften) bedienen, um seine Zwecke zu verfolgen und selbst für andere als Erfüllungsge-
hilfe tätig werden, wenn durch eine vertragliche Vereinbarung sichergestellt ist, dass das Wir-
ken wie das eigene Wirken des Vereins angesehen werden kann. 

3.2. Der Zweck des Vereins soll durch folgende materielle Mittel erreicht werden: 

3.2.1. Mitgliedsbeiträge 

3.2.2. Aufnahme-, Teilnahmebeiträge, Eintrittsgelder und Aufnahmegebühren 

3.2.3. Unterstützungsbeiträge, Förder-, Forschungs- und Bildungsbeiträge 

3.2.4. Erlöse aus Projekten, Kooperationen und Veranstaltungen 

3.2.5. Erträge aus Publikationen, Verwertungen aller Art 

3.2.6. Einkünfte aus Crowdfunding, Crowdinvesting und Fundraising nach NPO 

3.2.7. Einnahmen aus Vermögensverwaltung 

3.2.8. Gutscheine, Werbeeinnahmen und Sponsoring 

3.2.9. Einnahmen aus Bankguthaben und Wertpapieren 

3.2.10. Forschungs-, Bildungszuschüssen und Förderungen, sowie öffentliche Zuschüsse 
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3.2.11. Erträge aus Eigentum und Besitz von z.B. Immobilien und Grundstücken und dazugehörigen 
Rechten 

3.2.12. Erträge aus Rechtseinräumung Lizenzen, Urheber- und Nutzungsrechten für Entgelt 

3.2.13. Freiwillige Spenden, Subventionen, Beiträge, Provision, Sammlungen, Vermächtnisse, und 
Zuwendungen, Vermittlungsgebühr 

3.2.14. Sofern dies dem Vereinszweck dient, ist der Verein weiters berechtigt, 

3.2.14.1. sich an (gemeinnützigen oder nicht gemeinnützigen) Kapitalgesellschaften zu beteili-
gen, sich Erfüllungsgehilfen gemäß § 40 Abs 1 Bundesabgabenordnung (BAO) zu be-
dienen oder selbst als Erfüllungsgehilfe tätig zu werden. 

3.2.14.2. Geldmittel oder sonstige Vermögenswerte gemäß § 40a Z 1 BAO spendenbegünstigte 
Organisationen mit einer entsprechenden Widmung weiterzuleiten, sofern zumindest 
ein übereinstimmender Organisationszweck besteht. 

3.2.14.3. Lieferungen oder sonstige Leistungen gemäß § 40a Z 2 BAO zu Selbstkosten an an-
dere gemeinnützige oder mildtätige Organisationen zu erbringen, sofern zumindest ein 
übereinstimmender Zweck vorliegt. Geldmittel gemäß § 40b BAO für Preise und Sti-
pendien zur Verfügung zu stellen. 

3.2.14.4. Unterstützung und Betreuung von Menschen in sozialer und finanzieller Not 

3.2.15. Andere Zuwendungen wie Sponsoring, Fundraising, Vermächtnisse, Eigentumsübertragungen, 
Kostenbeteiligungen und Umlagen im Rahmen der Zweckaktivitäten des Vereines, projektbezogen 
als auch durch Vereinbarungen mit Partnern, durch Erfüllungsgehilfen (Betriebsgesellschaft). 

3.3. Der Verein kann, soweit die materiellen Mittel vorhanden sind, Angestellte haben und sich überhaupt 
Dritter bedienen, um den Zweck zu erfüllen. Auch an Vereinsmitglieder, darin eingeschlossen Vereins-
funktionäre, kann Entgelt bezahlt werden, sofern dies auf Tätigkeiten bezogen ist, die über die Verein-
stätigkeiten im engsten Sinn hinausgehen; derartiges Entgelt hat einem Drittvergleich standzuhalten. 

§ 4.  Arten der Mitgliedschaft 

4.1. Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche Mitglieder und Mitglieder. 

4.2. Ordentliche Mitglieder sind (natürliche oder juristische) Personen, welche die Vereinstätigkeit vor al-
lem durch ihre aktive Beteiligung an der Erreichung des Vereinszwecks unterstützen. 

4.3. Die Mitglieder (natürliche oder juristische) gliedern sich in außerordentliche Mitglieder, Fördermitglie-
der und Ehrenmitglieder. 

4.3.1. Die außerordentlichen Mitglieder / Fördermitglieder sind für den Verein eingeschränkt tätig, je-
doch ohne Wahl- und Stimmrecht in der Mitgliederversammlung. 

4.3.2. Die Fördermitglieder sind vorwiegend Förderer des Vereines ohne Wahl- und Stimmrecht in der 
Mitgliederversammlung. 

4.3.3. Die Ehrenmitglieder des Vereines haben keine Beitragspflicht und kein Wahl- sowie Stimmrecht 
in der Mitgliederversammlung. 

§ 5.  Erwerb der Mitgliedschaft 

5.1. Die Aufnahme als Mitglied setzt einen Aufnahmeantrag voraus. Über die Aufnahme der Mitgliedsart 
entscheidet das Präsidium. 

5.2. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden. 



4 / 8 
 

§ 6.  Beendigung der Mitgliedschaft 

6.1. Die Mitgliedschaft endet bei physischen Menschen (natürlichen Personen) durch freiwilligen Austritt, 
Tod oder Ausschluss.  

6.2. Die Mitgliedschaft endet für juristische Personen und Personengesellschaften durch den Verlust der 
Rechtspersönlichkeit, freiwilligen Austritt oder Ausschluss.  

6.3. Der Austritt kann jeder Zeit erfolgen und muss dem Präsidium ohne Frist schriftlich mitgeteilt werden. 

6.4. Der Ausschluss kann vom Präsidium wegen Verletzung der Mitgliederpflicht oder wegen unehrenhaf-
ten Verhaltens oder auf einstimmigen Beschluss des Präsidiums ohne Angabe von Gründen verfügt 
werden. 

6.5. Eine mündlich ausgesprochene Kündigung der Mitgliedschaft durch das Präsidium ist gültig. 

6.6. Bei einem Beitragsrückstand von mindestens 2 Monaten ist der Verein berechtigt die Mitgliedschaft zu 
beenden. 

6.7. Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhältnis enden damit unbeschadet der Ansprüche des Vereins auf 
bereits bestehende Forderungen. 

6.8. Das ausgetretene oder gekündigte Mitglied hat keinen Anspruch auf Rückerstattung vorher geleisteter 
Beiträge, wobei auch offene Forderungen gegenüber dem Mitglied unbeschadet bleiben. (gemäß Artikel 
3 Abs. 2) 

6.9. Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann aus den im Punkt 4 genannten Gründen vom Präsidium 
beschlossen werden. 

§ 7.  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

7.1. Die Mitglieder sind berechtigt, an allen vom Präsidium gestatteten Veranstaltungen des Vereins teilzu-
nehmen und die gestatteten Einrichtungen des Vereins, gegebenenfalls laut den Vereinsrichtlinien, zu 
beanspruchen. 

7.2. Das Teilnahmerecht an der Mitgliederversammlung steht jedem Mitglied zu. Das aktive Wahlrecht steht 
nur den ordentlichen Mitgliedern zu, wobei jedes ordentliche Mitglied eine Stimme hat. Das passive 
Wahlrecht für den Präsidium steht nur ordentlichen Mitgliedern zu. 

7.3. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach Kräften zu fördern und alles zu unter-
lassen, was dem Ansehen und dem Zweck des Vereins schadet. Sie haben die Vereinsstatuten, die Be-
schlüsse sowie Vereinsregeln oder -richtlinien der Vereinsorgane zu beachten. 

7.4. Die ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der Beitrittsgebühr 
und der jeweiligen Mitgliedsbeiträge in der vom Präsidium beschlossenen Höhe verpflichtet. 

7.5. Ehrenmitglieder sind von der Zahlung von Beitrittsgebühren und Mitgliedsbeiträgen befreit. 

7.6. Beiträge wie z.B. Auf- und Teilnahmebeiträge für Projekte oder diversere Aktivitäten, sowie Eintritts-
gelder für Veranstaltungen des Vereins sind von den teilnehmenden Mitgliedern zu bezahlen. 

7.7. Die Mitglieder dürfen nur nach Zustimmung des Leitungsorgans, geschäftliche Beziehungen (gem. In-
sichgeschäftsregelung) mit dem Verein eingehen, wobei hier fremde AGBs ungültig sind und das Re-
gelwerk des Vereins anzuwenden ist. 

§ 8.  Vereinsorgane 

8.1. Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung, das Präsidium, die Rechnungsprüfer und das 
Schiedsgericht. 
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8.2. Durch Beschluss der Mitgliederversammlung können sowohl weitere organisatorische Einrichtungen 
geschaffen werden. 

8.3. Alle Vereinsorgane üben ihre Tätigkeiten ehrenamtlich aus. 

§ 9.   Die Mitgliederversammlung 

9.1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet alle 5 Jahre statt. 

9.2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet auf Beschluss des Präsidiums oder auf schriftli-
chen Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder oder auf Verlangen der Rechnungsprüfer 
binnen acht Wochen ab Einlangen des Antrags statt. 

9.3. Sowohl zu den ordentlichen als auch zu den außerordentlichen Mitgliederversammlungen sind alle 
Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriftlich einzuladen. Die Anberaumung der 
Mitgliederversammlung hat unter Angabe einer vorläufigen Tagesordnung zu erfolgen. 

9.4. Ist das Präsidium nicht handlungsfähig oder nimmt er seine Aufgabe zur Einberufung der Mitglieder-
versammlung nicht wahr, so sind die Rechnungsprüfer berechtigt und verpflichtet, die Einberufung 
der Mitgliederversammlung unter Einhaltung der Statuten vorzunehmen. 

9.5. Zusätzliche Tagesordnungspunkte zur Mitgliederversammlung können nur von ordentlichen Mitglie-
dern bis längstens drei Tage vor der Mitgliederversammlung (Einlangen) beim Präsidium schriftlich 
eingereicht werden. Anträge auf Änderungen der Statuten und Auflösung des Vereins können nur von 
Präsidiumsmitgliedern oder einem Zehntel der Ordentlichen Vereinsmitglieder eingebracht werden. 

9.6. Bei der Mitgliederversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt; stimmberechtigt sind nur 
die ordentlichen Mitglieder. Die Übertragung des Stimmrechtes auf ein anderes ordentliches Mitglied 
im Wege einer schriftlichen Bevollmächtigung ist nicht zulässig. 

9.7. Die Mitgliederversammlung ist bei Anwesenheit der Hälfte aller stimmberechtigten Mitglieder be-
schlussfähig. Ist die Mitgliederversammlung bei Beginn nicht beschlussfähig, so ist sie jedenfalls 
nach Verstreichen von 15 Minuten beschlussfähig. Die Beschlussfassungen in der Mitgliederver-
sammlung erfolgen grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

9.8. Beschlüsse, mit denen das Statut des Vereins geändert oder durch welche der Verein aufgelöst wer-
den soll, müssen mit einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stim-
men erfolgen. 

9.9. Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der Präsident des Vereins, in dessen Verhinderung 
sein Stellvertreter. Wenn auch dieser verhindert ist, muss ein neuer Termin für die Mitgliederver-
sammlung gefunden werden. 

§ 10.  Aufgaben der Mitgliederversammlung 

Der Mitgliederversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten: 

10.1. Entgegennahme der Jahresberichte und Entlastung des Präsidiums; 

10.2. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Präsidiums sowie die Genehmigung der Kooptierung von 
Präsidiumsmitgliedern durch das Präsidium und die Wahl und Abberufung der Rechnungsprüfer; 

10.3. Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen Präsidiumsmitgliedern oder Rechnungsprüfern und 
dem Verein; Beschlussfassung über die Änderung der Vereinsstatuten sowie über die Auflösung des 
Vereins; Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung stehende Fragen und 
Angelegenheiten; 

10.4. Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft. 
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§ 11.  Das Präsidium 

11.1. Das Präsidium ist das Leitungsorgan des Vereins im Sinn des § 5 Abs. 3 Vereinsgesetz und besteht 
aus zwei bis sieben Mitglieder, wobei die benötigten Positionen durch die Mitgliederversammlung 
gewählt und einberufen werden. Jedenfalls aus einem Präsidenten und dessen Stellvertreter dem Vi-
zepräsidenten, gegebenenfalls weiters aus einem Schatzmeister und dessen Stellvertreter, wie auch 
aus dem Federführer und dessen Stellvertreter und einem möglichen Pressesprecher. 

11.2. Das Präsidium hat bei Ausscheiden eines Mitglieds das Recht, an dessen Stelle ein anderes wählba-
res Mitglied zu kooptieren, wozu jedoch die nachträgliche Genehmigung der nächsten Mitglieder-
versammlung einzuholen ist. Bis zu einer allfälligen Versagung der Bestätigung der Kooptierung 
durch die Mitgliederversammlung sind die Handlungen solcher Präsidiumsmitglieder jedenfalls gül-
tig. Das kooptierte Mitglied vollendet die Funktionsperiode des ausgeschiedenen Mitglieds. 

11.3. Fällt das Präsidium ohne Selbstergänzung durch Kooptierung überhaupt oder auf unvorhersehbar 
lange Zeit aus, sind die Rechnungsprüfer verpflichtet, unverzüglich eine außerordentliche Mitglie-
derversammlung zum Zweck der Neuwahl eines Präsidiums einzuberufen. 

11.4. Sollten auch die Rechnungsprüfer handlungsunfähig oder nicht vorhanden sein, hat jede Gruppe 
von drei ordentlichen Mitgliedern, die die Notsituation erkennen, das Recht, unverzüglich selbst 
eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen oder die Bestellung eines Kurators 
beim Gericht zu beantragen, der umgehend eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzube-
rufen hat. 

11.5. Das Präsidium wird von der Mitgliederversammlung für 5 Jahre gewählt und eingesetzt. Präsidi-
umsmitglieder sind unbeschränkt wieder wählbar. Aktiv wahlberechtigt zur Wahl als Präsidiums-
mitglied sind alle ordentlichen Mitglieder sowie Personen, die von einem ordentlichen Mitglied, 
namhaft gemacht werden. Jede Funktion im Präsidium ist persönlich auszuüben. 

11.6. Präsidiumssitzungen werden vom Präsidenten, bei dessen Verhinderung von dessen Stellvertreter, 
einberufen. Dies kann schriftlich oder mündlich geschehen. Die Durchführung kann durch eine per-
sönliche Anwesenheit oder über zukünftige technische Möglichkeiten erfolgen. 

11.7. Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder ordnungsgemäß geladen wurden und 
anwesend sind. Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

11.8. Den Vorsitz führt der Präsident, bei Verhinderung sein Stellvertreter. 

11.9. Außer durch den Tod erlischt die Funktion eines Präsidiumsmitglieds durch Abberufung (Abwahl 
durch die Mitgliederversammlung) oder Rücktritt. 

11.10. Die Präsidiumsmitglieder können jederzeit schriftlich ihren Rücktritt erklären. Die Rücktrittserklä-
rung ist an das Präsidenten, im Falle des Rücktritts des gesamten Präsidiums an die Mitgliederver-
sammlung zu richten. Der Rücktritt darf nicht zur Unzeit erfolgen, sodass dem Verein daraus Scha-
den erwüchse. 

11.11. Die Präsidiumsmitglieder üben ihre Tätigkeit als Leitungsorgan ausschließlich ehrenamtlich aus. 

§ 12.  Aufgaben des Präsidiums 

12.1. Dem Präsidium obliegt die Leitung des Vereins. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die 
Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Das Präsidium hat den Verein mit der Sorg-
falt eines ordentlichen und gewissenhaften Organs im Rahmen dieses Statuts und der Beschlüsse 
der Mitgliederversammlung zu führen. 
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In seinen Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende Angelegenheiten: 

12.1.1. Über den geregelten Ablauf des Betriebes zu sorgen 

12.1.2. Verwaltung des Vereinsvermögens und Einrichtung eines Rechnungswesens 

12.1.3. Information der Vereinsmitglieder über die Vereinstätigkeit 

12.1.4. Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft 

12.1.5. Festsetzung der Höhe der Mitgliedsbeiträge und der finanziellen Mittel gemäß Artikel 3, Abs. 2 

12.1.6. Information der Vereinsmitglieder über Vereinsgebarung und den geprüften Rechnungsab-
schluss 

12.1.7. Vorbereitung und Einberufung der ordentlichen und außerordentlichen Mitgliederversammlung 

12.1.8. Aufnahme und Ausschluss von Vereinsmitgliedern 

12.1.9. Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereins 

§ 13.  Besondere Obliegenheiten einzelner Präsidiumsmitglieder 

13.1. Der Verein wird vom Präsidium gemeinsam vertreten. 

13.2. Der Präsident ist der höchste Vereinsfunktionär und führet die laufenden Tätigkeiten bzw. Ge-
schäfte des Vereines. Er vertritt den Verein nach außen, gegenüber Behörden und dritten Personen. 

13.3. Bei Verhinderung des Präsidenten können Funktionen, die der Präsident nicht ausführen kann, 
nachweislich schriftlich an den Vize- Präsident oder andere Mitglieder übertragen werden. 

13.4. Schriftliche Ausfertigungen des Vereins bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschrift des Präsiden-
ten. 

13.5. Rechtsgeschäftliche Bevollmächtigungen, den Verein nach außen zu vertreten bzw. für ihn zu 
zeichnen, können ausschließlich von den Präsidiumsmitgliedern erteilt werden. 

13.6. Entscheidungen, Beschlüsse oder Regeln des Präsidiums sind Vereinsallgemein gültig und bindend. 

§ 14.  Rechnungsprüfer 

14.1. Der Verein hat zwei Rechnungsprüfer, die jedoch keine Vereinsmitglieder sein müssen. Sie werden 
von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von bis zu 5 Jahren gewählt. Wiederwahl ist unbe-
schränkt möglich. Rechtsgeschäfte zwischen den Rechnungsprüfern und dem Verein bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Genehmigung durch die Mitgliederversammlung. 

14.2. Die Rechnungsprüfer haben die Finanzgebarung des Vereins im Hinblick auf die Ordnungsmäßig-
keit der Rechnungslegung und die statutengemäße Verwendung der Mittel zu prüfen. Das Präsidium 
hat den Rechnungsprüfern die erforderlichen Unterlagen vorzulegen und die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. Die Rechnungsprüfer haben der Mitgliederversammlung über das Ergebnis der 
Überprüfung zu berichten. Der Prüfungsbericht hat die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
und die statutengemäße Verwendung der Mittel zu bestätigen oder festgestellte Gebarungsmängel 
oder Gefahren für den Bestand des Vereins aufzuzeigen. Weiters müssen Insichgeschäfte sowie un-
gewöhnliche Einnahmen oder Ausgaben aufgezeigt werden. 

§ 15.  Schiedsgericht 

15.1. In allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten entscheidet das Schiedsgericht. Es ist 
eine „Schlichtungseinrichtung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002 und kein Schiedsgericht nach 
den §§ 577 ff ZPO. 
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15.2. Das Schiedsgericht setzt sich aus drei ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Die Mitglieder 
des Schiedsgerichts dürfen keinem Organ – mit Ausnahme der Mitgliederversammlung – angehö-
ren, dessen Tätigkeit Gegenstand der Streitigkeit ist.  

15.3. Es wird derart gebildet, dass ein Streitteil dem Präsidium ein Mitglied als Schiedsrichter schriftlich 
namhaft macht. Über Aufforderung durch das Präsidium binnen sieben Tagen, macht der andere 
Streitteil innerhalb von 14 Tagen seinerseits ein Mitglied des Schiedsgerichts namhaft. Nach Ver-
ständigung durch das Präsidium innerhalb von sieben Tagen wählen die namhaft gemachten 
Schiedsrichter binnen weiterer 14 Tage ein drittes ordentliches Mitglied zum Vorsitzenden des 
Schiedsgerichts. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter den Vorgeschlagenen das Los.  

15.4. Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach Gewährung beiderseitigen Gehöres bei Anwesen-
heit aller seiner Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach bestem Wissen und 
Gewissen. Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgültig.  

§ 16.  Auflösung des Vereins 

16.1. Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer ordentlichen oder außerordentlichen Mit-
gliederversammlung, die diesen Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung ausdrücklich enthält, 
sowie mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlos-
sen werden. 

16.2. Die außerordentliche einberufene Mitgliederversammlung hat einen Abwickler zu berufen, der lt. 
den Beschlüssen, nach Abdeckung der Passiva, das verbleibende Vereinsvermögen zu übertragen 
hat. 

16.3. Bei freiwilliger oder behördlicher Auflösung oder Schließung des Vereins, ist das nach Abdeckung 
der Passiva verbleibende Vereinsvermögen, gemäß dem Auflösungsklauseln des Gründungsbe-
schlusses zu verwenden, zum Zwecke der Übertragung an Verbände/Vereine bzw. Projekte die je-
denfalls für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche, jedenfalls der Allgemeinheit dienliche Zwe-
cke im Sinne der §§ 34 ff Bundesabgabenordnung (BAO) dienen. Ist dies aus welchen Gründen 
auch immer nicht möglich, ist das verbleibende Vereinsvermögen anderen gemeinnützigen, mildtä-
tigen oder kirchlichen, jedenfalls der Allgemeinheit dienlichen Zwecken gemäß den §§ 34 ff BAO 
zuzuführen.  Soweit möglich und erlaubt, soll es dabei Institutionen zufallen, die gleiche oder ähnli-
che Zwecke wie dieser Verein verfolgen. 


